
Ausbildung: 

Ausbildung von Industriekaufleuten 
Erfahrungen bei der Umsetzung neuer Ausbildungsordnungen 
in den Berufsschulen 

Ulrich Wilde 

Mit diesem Beitrag sollen Probleme der Umstellung der kaufmännischen Berufsausbildung 
auf die Anforderungen des Berufsbildungsgesetzes sowie erste Erfahrungen bei der Umset­
zung neuer Ausbildungsordnungen einschließlich der Akzeptanz der neuen Ausbildungs­
möglichkeiten unter den Berufsschülern am Beispiel einer Berufsschule dargestellt werden. 

Die Kommunale Berufsschule 2 Potsdam war und ist traditionell die größte Ausbildungsstätte 
für kaufmännische Berufe im Territorium des Landes Brandenburg. Sie entstand aus der 
Kaufmännischen Berufsschule Potsdam-Babelsberg, in der bis in die 70er Jahre die Berufe 
Industrie-, Bank- und Großhandelskaufmann sowie Facharbeiter für Schreibtechnik und 
Facharbeiter für Datenverarbeitung ausgebildet wurden. Auch nach der Einführung der 
"Grundberufe" im Jahr 1971 und der späteren Umwandlung in die Kommunale Berufsschule 2 
bestimmte die kaufmännische Berufsausbildung mit den Berufen Wirtschaftskaufmann in 
drei Spezialisierungsrichtungen, Finanzkaufmann und Facharbeiter für Datenverarbeitung 
das Ausbildungsprofil der Schule. Auf der Grundlage dieses Profils sowie mit der gegebe­
nen Fachkompetenz (Stamm von Lehrern mit wirtschaftswissenschaftlicher Ausbildung) soll 
die Schule nach den Vorgaben des Ersten Schulreformgesetzes für das Land Brandenburg 
das Kernstück eines neu zu errichtenden Oberstufenzentrums Wirtschaft und Verwaltung 
Potsdam bilden. Damit sollen in Zukunft alle kaufmännischen und Verwaltungsberufe sowie 
die Fachausbildung in diesen Bereichen unter dem Dach des Oberstufenzentrums II zusam­
mengeführt werden. 

Dr. Ulrich Wilde 
Diplom-Handelslehrer, Kommissarischer Leiter 
des Oberstufenzentrums II Potsdam für Wirtschaft 
und Verwaltung. 

Auswirkungen auf 
die Unterrichtsgestaltung 

Mit Beginn des Schuljahres 
1990/91 unterrichten wir in allen 
kaufmännischen Ausbildungsberu­
fen, die an unserer Schule ausge­
bildet werden, nach den Rahmen­
lehrplänen der von der Kultusmini­
sterkonferenz beschlossenen Aus­
bildungsordnungen. Vor welche 
Probleme stellte und stellt uns die 
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Umsetzung der Rahmenlehrpläne 
dieser Ausbildungsordnungen m 
unserem Unterricht? 

Eine Grobanalyse des Fächerka­
nons der berufsbezogenen Unter­
richtsfächer im Ausbildungsberuf 
Industriekaufmann I Industriekauf­
frau läßt vermeintliche Überein­
stimmungen mit den Fächern Be­
triebsökonomik (Industrie), Politi­
sche Ökonomie und Rechnungs­
führung und Statistik (Industrie) bei 
der bisherigen Ausbildung von 
Wirtschaftskaufleuten der Speziali­
sierungsrichtung Industrie erken­
nen. Untersucht man jedoch die In­
halte der einzelnen Lernabschnitte 
präziser, so zeigt sich, daß sie in 
vielen Fällen völlig divergieren 
und insofern ein totales Umdenken 
von Lehrenden und Auszubilden­
den erfordern. 
Der Umfang dieses U mdenkens so­
wie der neu zu vermittelnden 
Kenntnisinhalte zeigt sich in beson­
ders krasser Form in den jetzigen 
zweiten Lehrjahren. Sie verfügen 
aufgrund ihrer Ausbildung als 
Wirtschaftskaufmann im ersten 
Lehrjahr zwar über ein bestimmtes 
ökonomisches Grundverständnis 
und entsprechende Elementar­
kenntnisse, aber die Verknüpfung 

dieses Wissens und dieser Fähig­
keiten mit den teilweise neuen In­
halten bereitet große Schwierigkei­
ten und setzt die Lehrenden unter 
"Zeitdruck". 

Am ausgeprägtesten sind die in­
haltlichen Unterschiede zwischen 
dem Fach "Allgemeine Wirt­
schaftslehre'' und dem ehemaligen 
Fach "Politische Ökonomie". Wäh­
rend das frühere Unterrichtsfach 
"Politische Ökonomie'' ein vollstän­
dig politisch-ideologisch determi­
niertes ökonomisches Denken ver­
mittelte, das zwar Kategorien der 
Marktwirtschaft enthielt, diese 
aber im allgemeinen entstellt und 
einseitig darstellte, umfaßt der 
Lehrplan für das Unterrichtsfach 
"Allgemeine Wirtschaftslehre" in 
großem Umfang vorher gar nicht 
behandelte Inhalte. Als Beispiele 
seien hier die Lernabschnitte 
"Rechtliche Rahmenbedingungen 
des Wirtschaftens", "Rechtliche 
und soziale Rahmenbedingungen 
der menschlichen Arbeit im Be­
trieb", "Markt und Preis" sowie 
"Steuern" und "Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik der sozialen 
Marktwirtschaft'' genannt. 

Der Unterricht im Fach "Allgemei­
ne Wirtschaftslehre'' wird an unse­
rer Schule ausschließlich von wirt­
schaftsberuflich ausgebildeten 
Fachlehrern erteilt, die sich über 
das Weiterbildungsprogramm der 
Senatsverwaltung Berlin für Schule, 
Berufsbildung und Sport und des 
Bankverbandes, über Fortbildungs­
programme des Verbandes der 
Lehrer an Wirtschaftsschulen so­
wie über ein vom Land Nordrhein­
Westfalen organisiertes Fortbil­
dungsprogramm den notwendigen 
unterrichtlichen Vorlauf verschaff­
ten. 

Auch im Unterrichtsfach ,,Indu­
striebetriebslehre'' sind die inhalt­
lichen Unterschiede zum ehemali­
gen Fach "Betriebsökonomik (In­
dustrie)" gravierend. Sie treten 
ganz besonders in den Lernab­
schnitten Materialwirtschaft ein­
schließlich Kaufvertragsabschluß, 
Lagerhaltung, Güter- und Nach­
richtenverkehr, Absatzwirtschaft 
einschließlich Marketing sowie 
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Zahlungsverkehr und Finanzierung 
der Unternehmen in Erscheinung. 
Insgesamt dürfte das von unseren 
ausgebildeten und berufserfahre­
nen Diplom-Handelslehrern bzw. 
Diplom-Ökonompädagogen ,,ein­
gebrachte'' Grundwissen aus dem 
bisherigen Unterrichtsfach etwa 60 
Prozent der neuen Inhalte ausma­
chen. Hier bedarf es also neben 
der ständigen und systematischen 
Fortbildung auch des Kontakts zu 
den Ausbildungsbetrieben bzw. 
der Organisierung direkter Be­
triebspraktika für die Fachlehrer. 

Etwas günstiger zeigt sich aus un­
serer Sicht die Lage im Unterrichts­
fach "Rechnungswesen/Buchfüh­
rung''. Hier kann bei einem wirt­
schaftsberuflich ausgebildeten 
Fachlehrer vorausgesetzt werden, 
daß er das System der Doppik be­
herrscht, daß er relativ gute 
Grundkenntnisse über Buchungen 
in der Material- und Personalwirt­
schaft, im Anlagenbereich sowie in 
der Kosten- und Leistungsrech­
nung einschließlich der betriebs­
wirtschaftlichen Auswertung von 
Daten des Rechnungswesens be­
sitzt. Trotz dieser Voraussetzungen 
stellt die quantitative und qualitati­
ve Erfüllung der neuen Lehrplan­
ziele an jeden Fachlehrer sehr ho­
he Anforderungen. Sie liegen ei­
nerseits wegen der teilweisen stoff­
lichen "Überfrachtung" des Lehr­
planes im Stoff-Zeit-Problem (feh­
lende Zeit zur Übung und Vertie­
fung der sehr umfangreichen und 
spezifischen Buchungen) und an­
dererseits in der Fülle neuer In­
halte. 
Diese neuen Stoffinhalte korre­
spondieren teilweise sehr stark mit 
Lernabschnitten der ,,Industriebe­
triebslehre'', so daß Fragen des 
stofflichen Vor- oder Nachlaufs 
bzw. der optimalen Koordinierung 
großen Einfluß auf die Behandlung 
eines bestimmten Themas im Fach 
"Rechnungswesen/Buchführung'' 
haben. Als Beispiel seien hier das 
Buchen von Preisnachlässen und 
Skonti im Ein- und Verkaufsbe­
reich, Buchungen bei der Zahlung 
mit Wechsel sowie die Sammelbu­
chungen der Lohn- und Gehalts­
abrechnung genannt. Hier können 
durch eine gute inhaltliche Abstim-
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mung mit dem Unterrichtsfach ,,In­
dustriebetriebslehre'' wesentliche 
Zeitreserven zur Übung und Vertie­
fung des Lehrstoffes erschlossen 
werden. 

Vor schwierige Probleme wird der 
Lehrende innerhalb des gesamten 
Rechnungswesen-Lehrstoffes je­
weils bei der Vermittlung der 
handels- und steuerrechtliehen 
Rahmenbedingungen der Buchfüh­
rung gestellt. Hier kann im Regel­
fall nicht auf entsprechendes Vor­
wissen zurückgegriffen werden, 
und es bedarf einer sehr gründli­
chen, systematischen Weiterbil­
dung im Handels-, Steuer- und Be­
wertungsrecht. 

Wesentlich günstigere Bedingun­
gen bieten sich für den Lehrenden 
bei der Behandlung der Kosten­
und Leistungsrechnung. Man kann 
davon ausgehen, daß der wirt­
schaftsberuflich ausgebildete 
Fachlehrer mit den Grundtechni­
ken des Kostennachweises, der Ko­
stenverteilung und ihrer anschlie­
ßenden Kalkulation im allgemei­
nen vertraut ist. Er kann sich i. d. R. 
auf fundiertes Vorwissen sowohl in 
der tabellarischen (BAB I und II) als 
auch in der buchhalterischen Ko­
stenerfassung und -Verrechnung 
stützen und kennt auch die Kalkula­
tionsverfahren in ihrer differenzier­
ten Anwendung. 

Gänzlich neue Stoffinhalte und Be­
trachtungsweisen enthalten die 
Lernabschnitte "Sachliche Ab­
grenzung zwischen Geschäfts­
buchführung und Kosten- und Lei­
stungsrechnung'', die kalkulatori­
schen Kosten sowie die Deckungs­
beitragsrechnung. Hier bieten al­
lerdings die im Angebot befindli­
chen Lehrbücher und Arbeitshefte 
eine Fülle methodisch gut durch­
dachter Einführungs- und Übungs­
beispiele, die die Stoffvermittlung 
und-aneignungwesentlich erleich­
tern. 

Die Integration des Lernabschnit­
tes "Datenverarbeitung" in das Un­
terrichtsfach "Rechnungswesen/ 
Buchführung'', wie sie der Rahmen­
lehrplan vorsieht, erscheint zwar 
logisch und verständlich. Sie stellt 

aber, inhaltlich betrachtet, eher ein 
"Anhängsel'' dar, das sich auf­
grund seiner abstrakt-theoreti­
schen Inhalte nur schwer mit dem 
eigentlichen Lehrstoff verknüpft. 

Wir haben in der Ausbildung von 
Industriekaufleuten die Lerninhal­
te der "Datenverarbeitung" dem 
eigenständigen Unterrichtsfach 
, ,Informationsverarbeitung'' (An­
lehnung an das Berliner Modell) 
zugeordnet. In diesem Fach wird 
neben den im Rahmenlehrplan be­
schriebenen Inhalten auch die 
praktische Arbeit mit kaufmänni­
scher Software am Personal-Com­
puter realisiert. Diese systemati­
sche Heranführung der Auszubil­
denden an die Arbeit mit Compu­
tern ist u. E. unter den Ausbil­
dungsbedingungen der neuen 
Bundesländer besonders notwen­
dig und bedeutungsvoll, da ja die 
betriebliche Praxis teilweise kei­
nen Vorlauf in der Arbeit am Perso­
nal-Computer schaffen kann. 

Bei der Umsetzung der Lehrplan­
vorlagen für die Fächer des Allge­
meinen Lernbereiches entschie­
den wir uns für das Unterrichtsfach 
"Deutsch (berufsbezogen)" anstel­
le von "Englisch''. Wir trugen damit 
dem Umstand Rechnung, daß auf 
der einen Seite nicht genügend 
ausgebildete Englischlehrer ver­
fügbar waren und daß auf der an­
deren Seite der sehr differenzierte 
Stand der Englisch-Vorkenntnisse 
bei den Auszubildenden das unter­
riebtliehe Vorgehen sehr kompli­
ziert hätte (Klassenteilung bzw. 
Gruppenbildung). Im Rahmen des 
im zweiten Lehrjahr erteilten be­
rufsbezogenen Deutschunterrichts 
wurden zusätzliche Übungen im 
kaufmännischen Schriftverkehr 
durchgeführt. 

Veränderte Qualifizierungs­
bedingungen für die Berufs­
schullehrer 

Im Anschluß an erste Erfahrungen 
bei der konkreten Umsetzung neu­
er Lehrpläne einen Blick auf Fra­
gen, die mit den veränderten Qua­
lifizierungsbedingungeil sowie der 
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zunehmenden Breite des Berufsfel­
des Wirtschaft und Verwaltung in 
den neuen Bundesländern in Zu­
sammenhang stehen. 

Die früher zum Teil im Fach "Politi­
sche Ökonomie'' eingesetzten Leh­
rer mit der Studienrichtung Staats­
bürgerkunde I Gesellschaftswis­
senschaft können aufgrund der 
eindeutig wirtschaftsberuflich ge­
prägten Unterrichtsinhalte im Fach 
"Allgemeine Wirtschaftslehre'' in 
aller Regel nicht eingesetzt wer­
den. Um das Unterrichtsfach , ,All­
gemeine Wirtschaftslehre'' mög­
lichst "berufsorientiert" unterrich­
ten zu können, müssen sich in grö­
ßeren kaufmännischen Berufsschu­
len, z. B. zukünftigen Oberstufen­
zentren, die Fachlehrer außerdem 
auf bestimmte Berufe spezialisie­
ren, wie Bankkaufmann/Bankkauf­
frau, Industriekaufmann/Industrie­
ka uffrau, Kaufmann I Kauffrau im 
Groß- und Außenhandel. Dieser 
Prozeß vollzieht sich am künftigen 
Oberstufenzentrum Wirtschaft und 
Verwaltung Potsdam einerseits 
durch die Eingliederung der Leh­
rer in entsprechende Abteilungen 
und andererseits durch die Zusam­
menarbeit aller Lehrer dieses Un­
terrichtsfaches in einem Fachlei­
tungsbereich. Bei einigen Berufen, 
z. B. beim Bankkaufmann/Bank­
kauffrau und Versicherungskauf­
mann/Versicherungskauffrau, stim­
men die Inhalte des Faches , ,All­
gemeine Wirtschaftslehre'' so weit­
gehend überein, daß der Einsatz 
eines Fachlehrers in beiden Beru­
fen ohne weiteres möglich ist. 

Mit Blick auf die Anforderungen 
der !HK-Prüfungen, die in Potsdam 
in diesem Jahr in programmierter 
Form erfolgten, erscheint es außer­
dem notwendig, die Fächer , ,Allge­
meine Wirtschaftslehre" und "So­
zialkunde'' (Politische Bildung, Ge­
sellschaftskunde) vom gleichen 
wirtschaftsberuflich ausgebildeten 
Fachlehrer unterrichten zu lassen, 
da sie in den Kammerprüfungen 
grundsätzlich eine "Prüfungsein­
heit'' bilden. 

Die Umsetzung von Rahmenlehr­
plänen aus den Ausbildungsver­
ordnungen völlig neu einzuführen-
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der kaufmännischer und Verwal­
tungsberufe stellt uns vor wesent­
lich schwierigere Probleme. Typi­
sche Beispiele für unsere Schule 
stellen hier die Berufe Sozialversi­
cherungsfachangestellte(r), Ver­
waltungsfachangestellte(r), Rechts­
anwalts- und Notargehilfe I-gehilfin 
oder Fachgehilfe I-gehilfin in steuer­
und wirtschaftsberatenden Beru­
fen dar. In diesen Berufen erfolgte 
in der ehemaligen DDR teilweise 
seit Jahrzehnten keine Berufsaus­
bildung mehr, so daß eine völlige 
Neuorientierung notwendig ist. 

Die schulische Ausbildung obliegt 
grundsätzlich wirtschaftsberuflich 
ausgebildeten Diplom-Handelsleh­
rern bzw. Diplom-Ökonompädago­
gen. Sie können sich in Unterrichts­
fächer wie , ,Wirtschaftslehre'', 
, ,Buchführung I Rechnungswesen'', 
"Maschinenschreiben" oder "Wirt­
schaftsrechnen/ -mathematik'' die­
ser Berufe relativ schnell einarbei­
ten, sind aber ohne spezifische 
Weiterbildung im allgemeinen 
nicht in der Lage, ganz berufstypi­
sche Spezialfächer zu unterrichten. 
Zu solchen Fächern gehören z. B. 
, , Sozial versicherungskunde'' und 
"Rechtskunde'' bei Sozialversiche­
rungsfachangestellten, , ,Verwal­
tungskunde' ', , ,Verwaltungsübun­
gen'' bei Verwaltungsfachange­
stellten oder , ,Verfahrens- und Ko­
stenrecht'' bei Rechtsanwalts- und 
Notargehilfen bzw. ,,Steuerlehre'' 
bei Fachgehilfen in steuer- und 
wirtschaftsberatenden Berufen. 

Zur unterrichtlichen Vermittlung 
der Lerninhalte dieser Unterrichts­
fächer ab dem Schuljahr 1991/92 
werden wirtschaftsberuflich aus­
gebildete Fachlehrer unserer 
Schule sowohl über langfristige 
Fort- und Weiterbildungslehrgän­
ge (z. B. wird die Fortbildung für 
Lehrer in den Ausbildungsberufen 
Sozial versicherungsfachangestell­
te und Fachangestellte für Arbeits­
förderung in vorbildlicher Weise 
für alle neuen Bundesländer am 
0 berstufenzentrum Bürowirtschaft, 
Sozialversicherung und Verwal­
tung organisiert) als auch über 
Hospitations- und Betriebspraktika 
befähigt. Wegen der Vielfalt und 
der Spezifik solcher Unterrichtsfä-

eher wird es allerdings auch un­
vermeidlich sein, in der Anfangs­
zeit der Ausbildung auch bewährte 
Praktiker aus Verwaltungsbehör­
den, Anwaltskanzleien oder Steuer­
beratungsbüros für die Erteilung 
von Fachunterricht an der Berufs­
schule zu gewinnen. 

Es zeichnet sich demzufolge ab, 
daß sich für kaufmännische Berufe 
des Dienstleistungsbereiches so­
wie für Verwaltungsberufe in den 
nächsten Jahren ein sehr großer 
Fort- und Weiterbildungsbedarf für 
die dort eingesetzten bzw. neu ein­
zusetzenden Fachlehrer ergibt, 
dem im Interesse einer fachlich 
fundierten Ausbildung in den neu­
en Berufen unbedingt Rechnung zu 
tragen ist. 

Zur Akzeptanz der neuen 
Ausbildungsmöglichkeiten 
unter den Berufsschülern 

Die neuen Ausbildungsmöglichkei­
ten und beruflichen Entwicklungs­
chancen, insbesondere im Berufs­
feld Wirtschaft und Verwaltung, 
sind sowohl von den Auszubilden­
den des jetzigen zweiten Lehrjah­
res (sie haben 1989 ihre Ausbil­
dung im Beruf Wirtschaftskauf­
mann begonnen) als auch von den 
im September 1990 zur Ausbildung 
in den neuen kaufmännischen Be­
rufen eingestellten Auszubilden­
den sehr schnell akzeptiert und 
wahrgenommen worden. 

Besonders die Lehrlinge des zwei­
ten Lehrjahres erkennen im Ver­
gleich zu ihrer früheren wirt­
schaftsberuflichen Ausbildung die 
gravierenden Unterschiede in den 
Unterrichtsinhalten und in der Brei­
te und Tiefgründigkeit des Lehr­
stoffes. Alle Auszubildenden zei­
gen im allgemeinen großes Inter­
esse an den wirtschaftsberuflichen 
und den berufsübergreifenden 
Lehrplaninhalten und bemühen 
sich um intensive Mitarbeit im Un­
terricht. Sie begreifen mehr und 
mehr, daß kaufmännische Berufe 
und Verwaltungsberufe in der So­
zialen Marktwirtschaft ein wesent-
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lieh höheres Ansehen als in der 
Planwirtschaft der ehemaligen 
DDR genießen und daß sie ihnen 
hervorragende berufliche Ent­
wicklungsmöglichkeiten bieten. 
Die Auszubildenden sind sich be­
wußt, daß das Bestehen der Ab­
schlußprüfung vor den zuständi­
gen Kammern in ganz starkem Ma­
ße von ihrem eigenen Engagement 
abhängt. Sie sind daran interes­
siert, zusätzliche Aufgaben zur 
Übung und Vertiefung zu lösen so­
wie in fakultativen Förderkursen 
ihr Wissen zu festigen. Der sehr 
starke Zuwachs an kaufmännisch 
Auszubildenden an unserer Schule 
hat eine andere schulische At­
mosphäre geschaffen, die sich 
sehr positiv auf das Lernklima aus­
wirkt. 

Neben der dualen Ausbildung in 
kaufmännischen und Verwaltungs­
berufen, die an unserer Schule do­
miniert, zeigen Jugendliche ohne 
Ausbildungsvertrag auch zuneh­
mendes Interesse an vollzeitschuli­
schen Bildungsgängen des Berufs­
feldes Wirtschaft und Verwaltung, 
z. B. am Besuch der zweijährigen 
Fachoberschule zur Erlangung der 
Fachhochschulreife, an der Berufs­
fachschule als Vorbereitung auf 
eine Berufsausbildung in einem an­
spruchsvollen kaufmännischen Be­
ruf oder am zukünftigen Besuch 
der gymnasialen Oberstufe im Be­
rufsfeld Wirtschaft und Verwal­
tung. 

Den größten Zustrom an Auszubil­
denden haben wir in den Berufen 
Bankkaufmann I Bankkauffrau, Bü­
rokaufmann/Bürokauffrau, Kauf­
mann/Kauffrau im Einzelhandel, 
Kaufmann/Kauffrau im Groß- und 
Außenhandel sowie bei Rechtsan­
waltsgehilfen/ -gehilfinnen, Fachge­
hilfen I-gehilfinnen in steuer- und 
wirtschaftsberatenden Berufen, So­
zial versicherungsfachangestellten 
und Verwaltungsfachangestellten 
zu verzeichnen. Besonders für die­
se Berufe, die einen rasch wach­
senden Bedarf an Auszubildenden 
haben, gilt es, die Schulabgänger 
der allgemeinbildenden Schulen 
zu interessieren und ihnen damit 
eine gute berufliche Zukunft zu si­
chern. 
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